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,Civis britannicus“ — dieser Begriff war im 19. Jahrhundert zu den Hochzeiten
des britischen Imperialismus mit der Absicht geprigt worden, die Zusammen-
gehorigkeit der Bewohner des britischen Empire zu unterstreichen. Suggeriert
wurde damit eine alle britischen Territorien umfassende gemeinsame Staatsbiir-
gerschaft sowie die Reise- und Niederlassungsfreiheit innerhalb dieser Territo-
rien. In der Praxis bezog sich dieser Anspruch nur auf ,weile‘ Bewohner von
Dominions und Kolonien. Die angestammte Bevolkerung der britischen Kolo-
nien war bis einige Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs aufgrund von
Armut, mangelhaften Informationen und auch durch beschrinkte Transportmog-
lichkeiten zu einer massenhaften Wanderung nicht in der Lage. Eine Wande-
rungsbewegung innerhalb verschiedener Territorien des Empire richtete sich bis
zur Mitte des 20. Jahrhunderts als Auswanderung zur Besiedlung in die Ubersee-
gebiete und Commonwealth-Lander. Dariiberhinaus wanderten Siidasiaten als
Arbeitskrifte in die karibischen und ostafrikanischen Territorien. GroBbritannien
war hingegen kein Migrationsziel, lediglich kleine Gruppen von Schwarzen und
Asiaten aus abhidngigen Gebieten hatten sich vorwiegend in britischen
Hafenstidten angesiedelt.

Als sich diese Situation Ende der vierziger Jahre rasch dnderte, stuften die bri-
tischen Regierungen die neuartige Entwicklung als bedrohliches Phinomen ein.
Grofbritannien konnte zwar auf einige Erfahrungen aus fritheren Jahrhunderten
mit kleineren Migrationsbewegungen vom Kontinent zuriickblicken, als es nach
dem Zweiten Weltkrieg zum Aufnahmeland fiir Zuwanderer aus Kolonialterrito-
rien wurde.' Anders als bei vorhergehenden Zuwanderungen war hier jedoch
zum ersten Mal aus der Sicht der Regierung eine Einflussnahme besonders prob-
lematisch. Diese Migrationsbewegung musste im Rahmen der bestehenden kolo-
nialen Strukturen als Binnenwanderung begriffen werden, so dass eine gezielte
Gesetzgebung wie beispielsweise die des Aliens Act von 1905 ausgeschlossen
war. Ein Gesetz zur Staatsbiirgerschaft im Commonwealth und Empire hatte zu-
dem 1948 die Freiziigigkeit innerhalb der angeschlossenen Staaten und Territo-

1 Vgl dazu die Beitréige von Schulte Beerbiihl, Fahrmeir und Panayi in diesem Band.
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rien noch einmal bestitigt.” Unter den Geltungsbereich des British Nationality
Act fielen damit auch die Herkunftsgebiete der groBten Einwanderergruppen der
Folgejahre — sowohl die seit 1947 unabhingigen Staaten Indien und Pakistan als
auch die britischen Karibikinseln, die erst 1962 als Jamaika sowie Trinidad und
Tobago unabhingig wurden.

Mit den karibischen Einwanderern der spiten vierziger Jahre zeichnete sich
eine bis dahin unbekannte Zuwanderung ab, die schon in kleinem Umfang als
besorgniserregend galt und deren weitere Entwicklung schwer abzusehen war.
Die Zukunftsperspektive einer groen karibischen Minderheitengruppe in GroB-
britannien war fiir die Politiker der Jahrhundertmitte ein bedrohliches Szenarium.
Eine politische Intervention war problematisch, handelte es sich doch hier nicht
um im rechtlichen Sinne ,auslindische‘ Zuwanderer, sondern um Menschen aus
abhingigen Gebieten, die ein Anrecht auf Einreise und die britische Staatsbiir-
gerschaft hatten. Thnen dieses Recht zu nehmen erschien vor allem aufgrund der
Interessen eines Landes, das sich immer noch als Weltmacht sah, als schwer vor-
stellbar. Das britische Selbstverstindnis der unmittelbaren Nachkriegszeit war
gekennzeichnet von starken Diskrepanzen zwischen Weltgeltungsanspriichen, die
auch durch die GroBle eines kolonialen Machtgebietes gesichert werden sollten,
und gleichzeitigen Dekolonisationsbestrebungen. Die 1962 vollzogene Anderung
der Gesetzeslage zur Einwanderung, die die Einreise- und Niederlassungsfreiheit
im Empire beendete, war an grundlegende politische Neuorientierungen gebun-
den. Der Abschied von der Idee der Freiziigigkeit riittelte auch am Konzept des
liberalen Britanniens, und erst eine Neudefinition politischer Leitlinien lieferte
die nétige Sicherheit fiir diesen Schritt.

Den Hintergrund der Reaktionen auf die neue Zuwanderung bildete die End-
phase der Dekolonisation. Interessen des ,Mutterlandes’ und kolonialpolitische
Interessen gerieten in einen vermeintlichen Gegensatz. Die Tragfihigkeit des
Konzepts der Gleichheit innerhalb eines ,Reiches’, der Idee der Zugehorigkeit
aller subjects eines Monarchen wurde auf die Probe gestellt. Nationalbewegun-
gen in den Kolonien erkdmpften politische Unabhingigkeit, die Vereinigten
Staaten driingten ihre westeuropdischen Verbiindeten zur Gewihrung von Selbst-
bestimmung. Auch die zunehmende Institutionalisierung europdischer Zusam-
menarbeit  erforderte eine Uberpriiffung der politischen  Priorititen
GroBbritanniens.> In GroBbritannien erwies sich der Komplex der kolonialen
Zuwanderung als ein grundsitzliches Loyalitits- und Identitétsproblem, das im-
mer wieder auf das Empire bezogen wurde, parallel zum dynamischen Wandel,

2 Zu den gesetzlichen Grundlagen der Freiziigigkeit sei hier auf den ,,British Nationality Act*
von 1948 nur verwiesen. Ausfiihrlicher dazu Deakin, The British Nationality Act of 1948,
Hansen, The politics of citizenship in 1940s Britain, sowie auch Paul, ,British Subjects”
and ,,British Stock”.

3 Wurm, Die Integrations- und Europapolitik Frankreichs und Grofibritanniens seit 1945 im
Vergleich, S. 337.
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dem dieses Gebilde gleichzeitig unterlag. Noch nach der Unabhiingigkeit Indiens
1947 wurde die Dekolonisation als ausgesprochen langfristiger Prozess beurteilt
und das tatsichliche Ende des Empire als kaum absehbar. Diese Einschitzung
wurde schnell von den Entwicklungen iiberholt.

Die Einwanderer trafen zu einem Zeitpunkt ein, als Grofbritannien sich in ei-
ner Phase des Neuanfangs und Umdenkens befand, die nicht nur die Auflésung
des Empire betraf. Obwohl Siegermacht, hatte sich auch GroBbritannien mit den
wirtschaftlichen Folgen des Zweiten Weltkriegs auseinanderzusetzen. Wirt-
schaftsreformen und eine wachstumsorientierte Politik sowie die Verbesserung
sozialstaatlicher Einrichtungen standen lange im Vordergrund der Innenpolitik.
Dem Arbeitskriftemangel, der sich bald nach dem Zweiten Weltkrieg abzeichne-
te, wurde mit Anwerbungen im europiischen Ausland begegnet.* Obwohl die
neuen ,kolonialen‘ Zuwanderer als Arbeitskrifte einen akuten Mangel ausglei-
chen konnten, wurden sie nicht in eine Arbeitsmarktplanung miteinbezogen. Jah-
relang wurde der Frage ausgewichen, ob die Zuwanderer nicht als wirtschaftlich
durchaus willkommene Arbeitskrifte akzeptiert werden kénnten. Vorherrschen-
des Thema hinsichtlich der neuartigen Zuwanderung war eine von rassistischen
Vorbehalten und der Angst vor sozialen Konflikten motivierte Suche nach Be-
schrinkungsmoglichkeiten, die jahrelang ohne Ergebnis verlief. Das unentschlos-
sene Handeln in dieser Frage spiegelt die gleichzeitige Suche nach politischer
Orientierung wider. Das zentrale Dilemma, die traditionelle Freiziigigkeit im
Empire konzeptionell erhalten, die Zuwanderung von dunkelhéutigen Menschen
jedoch begrenzen zu wollen, erwuchs damit unmittelbar aus dem angeschlagenen
Selbstbild Britanniens als Kolonialmacht.

Offenheit und Abgrenzung in der Nachkriegssituation

Die Ankunft des Passagierschiffes Empire Windrush im Jahr 1948 war der Auf-
takt der Nachkriegseinwanderung aus der Karibik und aus Siidasien.” Mit der
Empire Windrush kamen 492 Personen aus Jamaika in Grofbritannien an, von
denen viele das Land als Soldaten im Zweiten Weltkrieg kennengelernt hatten
und die hier auf bessere Lebensbedingungen hofften. Noch bevor das Schiff in
den Hafen eingelaufen war, wurde im Kolonialministerium die Betreuung der

4  Zu Rekrutierungen im Einzelnen vgl. Paulmann, Staat und Arbeitsmarkt in Grof3britannien,
insb. S. 372-380 und 391-428. Siehe auch Kay/Miles, Refugees or Migrant Workers. Die
Reaktionen der Labour-Regierung auf die Einwanderung beschreibt Dean, Coping with co-
lonial immigration, und Smith, Windrushers and Orbiters.

5 Zur Ankunft der Empire Windrush vgl. Lunn, The British State and Immigration, 1945-
1951. Quellen zur Vobereitung der Ankunft und der Vermittlung der Zuwanderer im Public
Record Office (im Folgenden: PRO) CO 537/6219; HO 213/244, 714,715; LAB 8/1516,
26/218; PREM 8/827.
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Neuankémmlinge vorbereitet.® Der Aufwand, der um die Bereitstellung von Un-
terkiinften und die Vermittlung von Stellen betrieben wurde, lisst erkennen, wie
wenig mit einer weiteren kontinuierlichen Zuwanderung gerechnet wurde. Doch
es kam anders: Passagierschiffe mit Zuwanderern aus der Karibik wurden in den
ministeriellen Unterlagen nur noch fiir einige Monate danach einzeln namentlich
genannt, bis sie sehr schnell zur Normalitit wurden.

Die Zuwanderung aus der Karibik stabilisierte sich bis zur ersten Hilfte der
fiinfziger Jahre zunéchst in der Grofenordnung von zwischen 1.000 und 5.000
Personen pro Jahr. Kariben bildeten — von den Iren abgesehen — die groBte Zu-
wanderergruppe, wurden jedoch in den wenigen zeitgenossischen Statistiken zu-
nichst nicht als einzelne Gruppe gefiihrt, sondern stets unter der Bezeichnung
coloured gemeinsam mit anderen ,nicht-weiflen‘ Personen. Darunter zihlte man
Chinesen, Inder und Pakistani sowie Schwarze von den karibischen Inseln und
aus Afrika.” Etwa 10.000 Schwarze und Asiaten wohnten gegen Ende des Zwei-
ten Weltkrieges in englischen Grof3stiddten. Noch bis Mitte der fiinfziger Jahre
wurde die Zahl der ,Personen kolonialer Herkunft’, d. h. der dunkelhéutigen
Menschen, auf wenige Zehntausend geschitzt: 30.000 im Jahre 1951,® im Jahr
darauf 40.000 bis 50.000.° Bis Mitte der fiinfziger Jahre zeichnete sich eine all-
mihlich steigende Tendenz dieser Zuwanderung ab, erst 1954 und 1955 wuchsen
die Zahlen plétzlich schneller. Allein fiir 1954 bilanzierte man im Innenministe-
rium ungefihr 10.000 Zuwanderer,'® im Folgejahr 1955 reisten 20.000 bis 26.000
Personen dieser Herkunft in das Vereinigte Konigreich ein.'' Seit Mitte der fiinf-
ziger Jahre kamen zunehmend auch Zuwanderer aus den bereits 1947 unabhin-
gig gewordenen siidasiatischen Staaten Indien und Pakistan. Sie stellten in den
fiinfziger Jahren allerdings eine deutlich kleinere Gruppe dar als die der karibi-
schen Zuwanderer. In den Jahren bis 1958 wuchs die Minderheit der persons of

6  Planung und Durchfithrung der konzertierten Aktion des Empfangs der Empire Windrush in
PRO HO 213/244.

7 Die folgenden Zahlen sollen iiber die GréBenordnung der Zuwanderung orientieren und
stammen aus den Unterlagen verschiedener Ministerien. Eine offizielle Statistik der Zu-
wanderung von Empire- und Commonwealth-Angehdrigen gab es in den fiinfziger Jahren
nicht. Zur Problematik des Umgangs mit dem halboffiziellen Zahlenmaterial vgl. Sturm,
Mental arithmetic.

8 Immigration of British Subjects into the United Kingdom, Memorandum by the Home Of-
fice, the Ministry of Labour and National Service, the Commonwealth Relations Office, the
Colonial Office and the Ministry of Transport. 02.01.1951. MT 9/5463.

9 PRO PREM 11/824, Colonial Immigrants, Typescript: The coloured population in the
United Kingdom, 1952. Hansard 01.03.1956, Cols. 1355-1356. PRO LAB 26/259.

10 Second Report of the working party to consider certain proposals to restrict the right of
British subjects from overseas to enter and remain in the United Kingdom, 22.10.1954,
PRO CAB 124/1191; Memorandum des Innenministers vom 22.11.1954, PRO PREM
11/824. PRO CO 1032/120, 23.11.1954.

11 Hansard 01.03.1956, Cols. 1355-1356. PRO LAB 26/259.
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colonial origin auf geschitzte 210.000 Menschen.'> Die Anzahl der ,kolonialen
Zuwanderer*, die pro Jahr ins Vereinigte Konigreich kamen, verdreifachte sich
allein zwischen 1955 und 1962. Dennoch erreichte die Zuwanderung aus diesen
Richtungen nur ungeféhr ein Drittel des Umfangs der Wanderung von der Nach-
barinsel. Weitgehend unbeachtet wuchs die Zahl irischer Zuwanderer im glei-
chen Zeitraum von 472.100 auf 644.400."

Die Zuwanderer aus der Karibik und aus Siidasien wurden von der britischen
Bevolkerung mit Misstrauen aufgenommen. Diskriminierungen gehérten in die-
ser Zeit zum Alltag, das Zusammenleben gestaltete sich problematisch.”* Wie
reagierten Behorden und Politik auf diese Situation? Zunichst wirkte auch hier
der wenig hinterfragte Rassismus, der sich im sozialen Alltag zeigte. Die Vorla-
gen in den Ministerien lassen schon in der Auswahl der untersuchten Bereiche
und immer wieder auch in einzelnen Formulierungen kein Bemiihen um Unvor-
eingenommenheit erkennen. Den Einwanderern wurden Kriminalitit, sittliche
Verrohung, unzureichende Hygiene und die Absicht unterstellt, die Briten in all
diesen Bereichen negativ zu beeinflussen. Offentlich aussprechen wollte man
diese Angste allerdings nicht. Wo MaBnahmen in Erwdgung gezogen wurden,
scheiterten sie daran, dass ihre diskriminierende Intention nicht zu verbergen
war. Die Argumentation in den ersten Nachkriegsjahren spiegelte diese Doppel-
bodigkeit wider. Die zentralen, wiederkehrenden Themen der Diskussion waren
nach kurzer Zeit weder soziale Probleme noch Integrationsbemiihungen, sondern
das Dilemma der schwer moglichen Zuwanderungsbeschrinkung. Ausgerechnet
anhand von Arbeitsmarktdaten sollte trotz der vergleichsweise entspannten Lage
des Arbeitsmarktes die ,koloniale* Zuwanderung als Belastung dargestellt wer-
den.

Wie in vielen der kontinentaleuropdischen Volkswirtschaften nutzten auch bri-
tische Unternehmen in den fiinfziger Jahren das Potenzial einer Gruppe von 4u-
Berst flexiblen Arbeitskriften mit geringen Lohnanspriichen. Traditionell hatten
irische Zuwanderer diesen Markt bedient.'’ Die Zahl der Zuwanderer aus Irland
lag mit durchschnittlich 60.000 Personen jéhrlich bis in die spiten fiinfziger Jah-
re weit hoher als die der Zuwanderung aus der Karibik, Indien und Pakistan zu-
sammen. Im Unterschied zur neuen Zuwanderung aus Ubersee wurde die
gewohnte irische Migration von der britischen Regierung als wirtschaftlich be-
deutend eingeschitzt und mit verschiedenen Mafnahmen hinsichtlich des Einrei-

12 Working Party to report on the social and economic problems arising from the growing
influx into the United Kingdom of coloured workers from other Commonwealth countries,
Bericht an das Ministerial Committee, C.W.P (59) 3, 25. Juni 1959. PRO CO 1032/197.

13 Rose, Colour and Citizenship, S. 72.

14 Die problematische Offnung gegenilber einer multiethnischen Gesellschaft beschreibt
Schénwilder, Land der Toleranz. Zum Aspekt der Diskriminierung in der Regierungspoli-
tik vgl. auch Carter/Joshi, The role of Labour in creating a racist Britain, und Carter/ Jos-
hi/Harris, The 1951-55 Conservative government.

15 Vgl. den Beitrag von Donald MacRaild in diesem Band.
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serechts und der Niederlassungsméglichkeiten gefordert. Als 1951 mehrere Zei-
tungen auf die unzureichende soziale Versorgung arbeitsloser Iren in Birming-
ham aufmerksam machten, wurde im Arbeitsministerium die Sorge geduBert,
derartige Meldungen konnten die Attraktivitit des Vereinigten Konigreiches fiir
die Auswanderer aus der Irischen Republik mindern.'® Die 6ffentliche Aufmerk-
samkeit erklérte sich mit der erst im Vorjahr in Kraft getretenen Vereinfachung
der Arbeitskrifterekrutierung durch britische Unternehmen in der Republik Ir-
land, die das Arbeitsministerium durchgesetzt hatte.

Wihrend die Zuwanderung aus Irland als arbeitsmarktrelevant bewertet und
entsprechend gefordert wurde, sollte diese einfache Relation fiir die neue Zu-
wanderung aus der Karibik und spéter aus Indien und Pakistan nicht gelten. In
einer Kabinettssitzung der Labour-Regierung im Januar 1951 wurde ein zuneh-
mendes Wanderungsvolumen aufgrund des Gefilles des Lebensstandards zwi-
schen Kolonien und Mutterland zwar fiir unvermeidlich gehalten.'” Doch das
Bewusstsein der groBen Anziehungskraft eines aufnahmefihigen Arbeitsmarktes
gerade fir die von Arbeitslosigkeit stark betroffenen karibischen Territorien
miindete nicht in eine arbeitsmarktbezogene Behandlung des Themas. Ganz an-
ders als beispielsweise in Frankreich, wo das dhnliche Phanomen der Zuwande-
rung aus Algerien fast ausschlieBlich unter diesem Gesichtspunkt diskutiert
wurde, schien die wirtschaftliche Funktion der ,kolonialen® Zuwanderer in Grof-
britannien kaum wahrgenommen zu werden.'® Die Eingliederung dieser Zuwan-
derer in den britischen Arbeitsmarkt wurde nur dann thematisiert, wenn sie
scheiterte. Arbeitslosigkeit unter Zuwanderern wurde zu einem der beliebtesten
Argumente fiir eine Zuwanderungsbeschrinkung, nur in dieser Hinsicht hielt
man Arbeitsmarktdaten fiir relevant."

Die Forderung der irischen Arbeitskréftewanderung und die Diskussion einer
Beschriinkung der ,.kolonialen“ Zuwanderung erfolgten 1954 gleichzeitig.”’ Dem
Arbeitsministerium lagen in dieser Zeit Untersuchungen vor, aus denen hervor-
ging, dass Unternehmen europiische Arbeiter den Arbeitskriften aus der Karibik
vorzogen. Ein ,,Ad-hoc-Komitee* aus sieben Ministern empfahl 1951 eine Stra-
tegie, bei der auf die regulierenden Krifte des Marktes vertraut wurde: die Vor-
behalte der Arbeitgeber gegeniiber den kolonialen Zuwanderern wiirden die

16 Labour: Recruitment in Irish Republik for U.K., PRO DO 35/3917.

17 Kabinettssitzung am 10.01.1951, Gen. 325/2nd Meeting, MT 9/5463.

18 Zum Vergleich mit Frankreich vgl. Sturm-Martin, Zuwanderungspolitik in Grofbritannien
und Frankreich.

19 Immigration of British Subjects into the United Kingdom, Memorandum by the Home Of-
fice, the Ministry of Labour and National Service, the Commonwealth Relations Office, the
Colonial Office and the Ministry of Transport. 02.01.1951. PRO MT 9/5463.

20 Report of the Working Party to consider certain proposals to restrict the right of British
subjects from overseas to enter and remain in the United Kingdom, 16.07.1954. CWP
(2X54),S. 9f. PRO CAB 124/1191.
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Beschiftigungsmoglichkeiten fiir diese Gruppe so stark eingrenzen, dass damit
wichtige Anreize zur Zuwanderung wegfielen.”!

Die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt verlief allerdings entgegen dieser Er-
wartung. Mit grofler Aufmerksamkeit wurde die Beschéftigungssituation der ko-
lonialen Zuwanderer verfolgt, und tatsichlich lag die Arbeitslosenrate unter den
Zuwanderern deutlich hoher als bei der Gesamtzahl der Beschiftigten, weil die
hauﬁg ungelernten Arbeitskrifte eine geringe Beschiftigungssicherheit aufwie-
sen.? Dem Kolonialministerium lagen Zahlen vom Sommer 1952 vor, die iiber
die Arbeitslosigkeit von Westafrikanern, Kariben und anderen ,,Farbigen® in ver-
schiedenen Regionen differenziert Auskunft gaben. Danach waren die Region
North Western und der Grofiraum London besonders von der Arbeitslosigkeit bei
Zuwanderern betroffen, gegeniiber 1951 wurde ein Zuwachs von 128%, auf die
Zahl von 1.524 Arbeitslosen beobachtet.”” Da Angaben iiber die individuelle
Dauer der Arbeitslosigkeit fehlten, kann nicht beurteilt werden, ob nicht gerade
diese Regionen beliebte Ziele der Jamaikaner waren, die nur voriibergehend, aber
in groBerer Zahl, beim Arbeitsamt registriert waren. Zunehmend wurden jedoch
Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt als Begriindung eines Ausschlusses der
Zuwanderer herangezogen, und mit Bedauern wurde konstatiert, wie schwierig
diese Argumentatlon bei der gegenwirtigen Vollbeschiftigung zu rechtfertigen
wire.* Auch die Zahlen zur Arbeitslosigkeit von Zuwanderern lieferten nach
1952 keine Grundlage mehr fiir diese Argumentation. Mit einer Rate von 4%
iiberstieg die Arbeitslosigkeit unter den Zuwanderern beispielsweise im Jahr
1953 die in der Gesamtbevolkerung nur geringfiigig. Zudem ergab sich bei einer
differenzierten Betrachtung der Erhebungsgruppe coloured workers, dass die
Arbeitslosigkeit weniger die neuen Zuwanderer aus der Karibik als vielmehr die
westafrikanischen Hafenarbeiter und ehemaligen Matrosen betraf, die seit Ende
des Zweiten Weltkriegs keine Arbeit mehr fanden. Die neuen jamaikanischen
Zuwanderer wurden iiberwiegend in kurzer Frist vermittelt, wie im Arbeitsminis-
terium 1953 konstatiert wurde.”> Auch noch 1960 wurde bedauernd festgestellt,
dass es wenig Sinn habe, von langfristig ungiinstigen Beschéftigungsmoglichkei-
ten zu sprechen, wenn die gegenwirtige Situation so giinstig sei.

21 Immigration of British subjects into the United Kingdom, PRO CP (51)51, 12.02.1951,
CAB 129/44. Goldberg an Macmullan, 08.10.1948, PRO LAB 26/226. Vgl. oben S. 38.

22 Report on the Employment Situation in the United Kingdom vom British Caribbean Wel-
fare Service, M. de Souza, 11.06.57, PRO DO 35/9501.

23 Coloured Colonials 30.06.1952, Colonial Office. PRO LAB 26/259.

24 PRO CO 1032/119, Report of the Working Party on coloured people seeking employment
in the United Kingdom, 17.12.53, S. 2.

25 Extract from Report of Employment Policy Dept., second half of July, 1953; u. Extract
from Report on Work of Departments, second half of September, 1953, PRO LAB 26/259.

26 Local Assessment of the Position by West Indian Governments, Nov. 1960, PRO CO
1032/302.
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So blieb die insgesamt niedrige Arbeitslosigkeit blieb weiterhin ein pull-
factor. Bis Mitte der fiinfziger Jahre hatte sich eine Kettenwanderung aus der
Karibik etabliert, die sich gezielt auf Regionen und Branchen mit groBem Ar-
beitskriftemangel wie das offentliche Gesundheitswesen oder den &ffentlichen
Nahverkehr in den GroBstidten richtete. Sie war iiberwiegend von der Eigen-
initiative der Wandernden geprigt, doch auch gezielte Anwerbungen durch Ar-
beitgeber wurden in den fiinfziger Jahren iiblich. Den groBten Umfang hatten die
Anwerbungen der London Transport Mitte der fiinfziger Jahre.”’

Auf dem indischen Subkontinent warben britische Firmen, z.B. Woolf’s Rub-
ber Factory (Southall), in der lokalen Presse um Wanderarbeiter. Der Einsatz in-
discher Arbeltskrafte fiir industrielle Projekte hatte innerhalb des Empires eine
lingere Tradition.”® Die Verkehrsgesellschaft London Transport und die British
Hotels and Restaurant Association nutzten fiir ihre Rekrutierungen in Barbados
Vermittlungsdienste, liber die den geworbenen Arbeitskriften die Reisekosten
ausgelegt wurden.”” Fiir den 6ffentlichen Nahverkehr in London wurden seit
1955 in Barbados jahrlich 300 - 400 Arbeitskrifte angeworben, von 1959 bis
1961 sogar bis zu 600. Die Rekrutierungen wurden auch nach Inkrafitreten des
Commonwealth Immigrants Act fortgesetzt, so wurden noch 1962 564 Busfahrer
und 53 Bahnsteigbeamte geworben. Neue Rekrutierungsvereinbarungen wurden
noch 1966 von der Londoner Verkehrsgesellschaft mit Trinidad und Jamaica ge-
troffen.®® British Rail stellte die Rekrutierungen 1961 ein. Das offentliche Eisen-
bahnunternehmen hatte von 1956 bis 1961 insgesamt nur 611 Personen, ebenfalls
aus Barbados, rekrutiert.' Obwohl es sich hier um Arbeitgeber des 6ffentlichen
Dienstes handelte, distanzierte sich die Regierung von jeglicher Verantwortung.
Auf eine parlamentarische Anfrage im Februar 1961 von Norman Pannell zur
Rekrutierungspolitik der Transportunternchmen antwortete der Transportminis-
ter, dass allein die Unternehmensleitungen dariiber zu befinden hitten und von
Regierungsseite keine Einmischung stattfinden wiirde.*?

In Zeiten der Vollbeschiftigung zu Beginn der fiinfziger Jahre iibernahmen die
,kolonialen¢ Zuwanderer in klassischer Weise die von den Einheimischen verlas-
senen Beschiftigungsbereiche. Zuwanderungsentwicklung und Wirtschaftszyk-
len zeigten in den fiinfziger Jahren parallel verlaufende Kurven. Wirtschafts-
wachstum ging mit steigender Zuwanderung einher, bis 1958 die Arbeitslosigkeit
kurzfristig anstieg und prompt ein voriibergehender Riickgang der karibischen

27 Baringhorst, Einwanderung und multiethnische Gesellschaft, S. 141.

28 Zuletzt dazu Frost (Hg.), Ethnic labour and British imperial trade.

29 Bezugnahme auf direkte Verhandlungen zwischen der Regierung von Barbados und des
Hotel-Gastronomie-Verbands in sechseitiger Vorlage, Colonial Office [1955], PRO CO
1032/121.

30 Holmes (1988), S. 221.

31 Overseas Recruitment by London Transport Executive and British Railways, 0.D. [1962].
MT 9/5463.

32 Hansard, 01.02.1961, in: PRO MT 9/5463.
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Zuwanderung folgte.” Die wirtschaftliche Bedeutung der Zuwanderung gerade
in den genannten Branchen wurde bei der 6ffentlichen Diskussion einer Zuwan-
derungsbeschrinkung von kritischen Stimmen erst hervorgehoben, als die be-
grenzte Aufnahmefihigkeit des Arbeitsmarktes 1961 zum entscheidenden
Argument fiir die Einfiihrung einer Einwanderungsbeschrinkung wurde.>* Im
Commonwealth Immigrants Act wurde 1962 die Einreiseerlaubnis entsprechend
der beruflichen Qualifikation der Bewerber angeblich in Abstimmung mit den
Bediirfnissen des britischen Arbeitsmarktes erteilt, die Brisanz des Themas Zu-
wanderung und Minderheiten war damit jedoch in keiner Weise geschmilert.

Eine arbeitsmarktgerechte Steuerung der Einwanderungsbewegung wurde in
den fiinfziger Jahren in den Regierungsausschiissen, die sich mit den karibischen
und siidasiatischen Zuwanderern befassten, nie ernsthaft erwogen. Im Vorder-
grund stand vielmehr die Schwierigkeit, den Anspruch des liberalen Empires,
hier gleichbedeutend mit der Freiziigigkeit von Personen, in Einklang zu bringen
mit einer angestrebten Einwanderungsbeschrinkung. Die kontroverse Diskussion
drehte sich nicht darum, ob Arbeitskriifte gebraucht wiirden, sondern ob eine Be-
schrankung, die aus Angst vor den gesellschaftlichen Folgen einer ,farbigen*
Zuwanderung angestrebt wurde, politisch durchsetzbar sei. Die Dominanz dieses
grundsitzlichen Dilemmas dréngte selbst so naheliegende Themen wie die ar-
beitsmarktpolitischen Implikationen in den Hintergrund; sie wurden zunehmend
zum Beweis der negativen Folgen der Einwanderung herangezogen. Die Auf-
nahme der Zuwanderer aus der Karibik auf dem britischen Arbeitsmarkt stellte in
den fiinfziger Jahren im Grunde kein Problem dar. Thre gesellschaftliche Integra-
tion war allerdings fiir die Zeitgenossen schwer vorstellbar — zum einen, weil der
geforderte Grad der Integration als unauffillige, moglichst vollstindige Anpas-
sung an die Aufnahmegesellschaft kaum erfiillbar war. Zum anderen aber wurde
die Zuwanderung Teil des Konflikts um die Auflésung des Kolonialreiches, der
in diesem Zeitraum am britischen Selbstbild nagte.”> Der Umstand der Freizii-
gigkeit, Grundproblem des langwierigen Ringens um eine Einwanderungsbe-
schrinkung, war unmittelbar auf die Kolonialbeziehung riickfiihrbar. Doch leicht
wollte und konnte man sich dieser Bindungen nicht entledigen.

Die Zuwanderung als Problem

Das Anwachsen der Zuwanderung sogenannter ,Farbiger* wurde wihrend der
ersten Nachkriegsjahrzehnte aufmerksam beobachtet. Schon die Ankunft der

33 Peach, West Indian migration to Britain, S. 46-7; u. ders., The growth and distribution, S.
28-9.

34 Vgl. The Times, 02.12.1960 ,,West Indian Influx”, sowie die Sunday Times, 18.12.1960
.Controlling Immigration”.

35 Rich, Imperial decline and the resurgence of English national identity, 1918-1979, S. 45;
vgl. auch Welsh, Principle, und Porter/Stockwell, British imperial policy, Bd. 2, S. 76,
Freeman, Immigrant labour and racial conflict.
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Empire Windrush 1948 gab dem Interesse am Personenaustausch innerhalb des
Kolonialreiches eine neue Richtung. Von diesem Zeitpunkt an musste mit einer
weiteren spontanen Zuwanderung gerechnet werden. Dabei war die Freiziigigkeit
innerhalb des Empire und Commonwealth mit einer Reform der Staatsbiirger-
schaftsgesetzgebung 1948 gerade erst noch einmal bestitigt worden. Der mit
Misstrauen beobachteten Zuwanderung aus den abhiingigen Gebieten der Karibik
wiirde man also im Rahmen des geltenden Rechts nicht entgegentreten kinnen.
Das Thema wurde fiir eine Dauer von fast zwanzig Jahren zum Untersuchungs-
gegenstand von verschiedenen Ministerial- und Kabinettsausschiissen. Dabei
wurden die Beratungen héufig mit identischen Ergebnissen abgeschlossen. Ty-
pisch war das Fazit eines ausfiihrlichen Berichts zu moglichen Maflnahmen ge-
gen die Zuwanderung, von der Bewerberauswahl iiber die Arbeitserlaubnis bis
zur Abschreckung im Herkunftsland. Der Bericht wurde Anfang 1954 im Kabi-
nett vorgestellt und schloss mit der Feststellung, dass nur gesetzgeberische Maf-
nahmen grofere Wirkung haben konnten, zugleich warnte er jedoch auch vor
unvermeidbaren grundsitzlichen Kontroversen, die ein solcher Schritt nach sich
ziehen wiirde.*

Kaum ein Ministerium war von dieser Diskussion nicht betroffen. Beteiligt
waren liber die Jahre das Kolonialministerium, das Innenministerium, das Com-
monwealth Ministerium, das Finanzministerium, das Verkehrsministerium, das
Arbeitsministerium und das Gesundheitsministerium. Federfiihrend waren in der
Regel das Innenministerium und das Kolonialministerium, von ihnen gingen zu-
nichst die Initiativen zur Einberufung spezialisierter Arbeitsgruppen aus. In ih-
nen wurden Berichte zu verschiedenen Themen erstellt wie den Moglichkeiten
der Einwanderungsbeschrinkung, den Folgeproblemen der Einwanderung oder
der Beschiftigung kolonialer Zuwanderer. Anlass fiir die Einrichtung der Ar-
beitsgruppen war Ende der vierziger Jahre neben der Ankunft der Einwanderer-
schiffe auch die Sorge iiber den Arbeitskriftemangel in Grofbritannien.

Die stetig wachsende Zuwanderung wurde sehr bald als ein Problem wahrge-
nommen und damit zu einem Thema, fiir das niemand gern die Verantwortung
iibernahm. Noch im Mai 1949 wurde auf einen Vorschlag des Kolonialministeri-
ums und unter dem Vorsitz des Innenministeriums eine neue Arbeitsgruppe zum
Thema ,,Koloniale Zuwanderer in Grofibritannien gegriindet. Thre Zielsetzung
war unter anderem, die Verantwortung fiir die Zuwanderer auf mehrere Ministe-
rien zu verteilen.’’” Innen- und Kolonialministerium wiesen sich in den ersten
Jahren jeweils gegenseitig die Verantwortung fiir die Zuwanderung zu und be-
harrten oft auf ihren unterschiedlichen Standpunkten. Grundsitzlich tendierten

36 PRO CO 1032/119, Report of the Working Party on coloured people seeking employment
in the United Kingdom. 13 S. HO, 17.12.53.

37 Unterlagen in PRO HO 213/868; HO 213/716 und LAB 26/226. Employment/Colonial
Subjects. Home Office Meeting 18th February 1949. PRO HO 213/869, weitere Unterlagen
HO 213/71.
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die Vertreter des Innenministeriums eher zu einer Einwanderungsbeschrénkung,
wihrend die Vertreter des Kolonialministeriums den Anspruch der Freiziigigkeit
verteidigten.”® Uber den gesamten Zeitraum wurde an der ministerieniibergrei-
fenden Zusammenarbeit in Arbeitsgruppen oder Kabinettskomitees festgehalten.
Gewisse Bedeutungshierarchien bildeten sich allmihlich heraus, bei denen das
Arbeitsministerium nicht unter den ersten Plitzen rangierte, obwohl es einige
wichtige Daten liefern konnte wie seit 1948 die Zahlen zur Arbeitslosigkeit unter
den Zuwanderern. Aus den Stellungnahmen seiner Vertreter sprach ein pragmati-
scher Ansatz, der die Arbeitslosigkeit unter den kolonialen Zuwanderern zu-
nichst als unproblematisch einstufte.’® Das Thema Arbeitsmarkt wurde in der
Folge zunehmend unter sozialen Gesichtspunkten behandelt. Ein arbeitsmarktpo-
litischer Ansatz, der Kosten und Nutzen der Zuwanderung abgewogen hitte,
fehlte. Noch Mitte der fiinfziger Jahre wurde das Arbeitsministerium bei der Zu-
sammenstellung der Mitglieder des Komitees zur Zuwanderung zunichst iiber-
gangen und musste elne gesonderte Teilnahmeerlaubnis von Premierminister
Anthony Eden einholen.*’

Als unbestritten kompetent zur kolonialen Zuwanderung galten hingegen
durchgéngig das Innenministerium und das Kolonialministerium. So gingen An-
fragen des Premiers Harold Macmillan zum Stand der Dinge hinsichtlich der
Zuwanderung gleichzeitig an Innenminister Butler und Kolonialminister Lennox-
Boyd.*! Das Commonwealth-Ministerium hingegen, in dessen Zustindigkeitsbe-
reich Indien und Pakistan und damit die verstiarkte Zuwanderung vom indischen
Subkontinent fielen, zeigte Zuriickhaltung beim Thema Einwanderung und riick-
te die Interessen der #lteren Commonwealth-Mitgliedsstaaten, also Kanada,
Australien, Stidafrika (bis 1960) und Neuseeland in den Vordergrund. 1955 nahm
der Commonwealth-Relations Minister eindeutig dagegen Stellung, die Com-
monwealth-Mitgliedsstaaten in eine Zuwanderungsbeschrinkung teinzubeziehen:
»Nach Ansicht des Commonwealth Relations Office ist es unnétig und wenig
wiinschenswert, das Prinzip der freien Einreise flir British subjects die anderen
Commonwealth-Mitgliedsstaaten angehoren, aufzugeben.“” Fiir die ,weiBen®
Bewohner des Commonwealth wollte man das Prinzip der Freiziigigkeit nach
Moglichkeit erhalten. Eine Beschrinkung fiir die abhédngigen Gebiete des Empi-
res allein schreckte jedoch zum einen aufgrund der so besonders sichtbaren ras-
sistischen Motive, zum anderen erschien sie angesichts der zunehmend

38 Immigration of British Subjects into the United Kingdom, Treffen am 03.08.1950. MT
9/5463.

39 Immigration of British Subjects into the United Kingdom, Treffen am 11.10.1950. MT
9/5463.

40 Anfrage vom 03.12.1955, mit zustimmendem Kommentar von Eden, PREM 11/2920.

41 Macmillan an Butler, 21.06.1957: ,,What is the position now about the West Indian immi-
grants into the United Kingdom? You remember at one time we were considering dealing
with this problem by legislation[...]*. PRO PREM 11/2920.

42 Commonwealth Relations Office comments on Draft Bill, 20.05.1955. PRO CO 1032/120.
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absehbaren, nahenden Unabhingigkeitstermine fiir die Herkunftsterritorien als
wenig dauerhafte Losung.

Neben die Arbeitsgruppen der Ministerien traten seit 1950 auch Kabinettsaus-
schiisse, in denen sich Minister mit dem Thema befassten. Unter dem Vorsitz des
Labour-Innenministers Chuter Ede wurde im Juni 1950 ein Ad-hoc-Komitee zu-
sammengesetzt, das Moglichkeiten priifen sollte, die Zuwanderungsbewegung
von coloured people zu bremsen. Das anspruchsvolle Ziel dieses ersten Minister-
ausschusses zum Thema war die Aufstellung eines Mafinahmenkatalogs zur Ein-
schrinkung der Beschiftigung von coloured people. Dahinter stand die
Annahme, durch weniger attraktive Arbeitsmarktbedingungen die Zuwanderer
abschrecken zu konnen, ohne dass mit einer Gesetzesreform in das Recht der
Einreisefreiheit eingegriffen werden miisste. Das Kabinettskomitee kam bis zum
Regierungswechsel von 1951 zu keinem greifbaren Ergebnis. Obwohl die Aus-
schussarbeit am Thema Einwanderung unabhingig vom Regierungswechsel fort-
gesetzt wurde, ging das Interesse der Regierung zu Beginn der fiinfziger Jahre
zunichst wieder zuriick.*

Erst 1954 wurden in einer neuen Arbeitsgruppe direkt eine Einwanderungs-
und Niederlassungsbeschriankung fiir Angehérige von britischen Kolonialterrito-
rien erwogen und die gesetzlichen Bedingungen und Moglichkeiten im Innenmi-
nisterium erdrtert.** In der Argumentation gegen eine Beschrinkung berief man
sich auf das Selbstbild des liberalen Empire: ,,In einer Welt, in der die Freiziigig-
keit zunehmend eingeschrinkt wird und die Einwanderung zunimmt, sind wir
immer noch stolz darauf, dass eine Person unabhingig von ihrer Hautfarbe ,civis
britannicus sum’ sagen kann, und wir sind stolz darauf, dass sie ins Mutterland
kommen will und darf*.** Ende 1954 entschieden dann Innenminister, Kolonial-
minister, Commonwealth-Minister und der Lord President, das Engagement zu
diesem Thema auf die Untersuchung der Moglichkeit erweiterter Deportations-
kompetenzen zu begrenzen.*® Auf Initiative des Premierministers Anthony Eden
wurde im November 1955 ein Kabinettsausschuss mit dem Thema betraut. Ziel
war jetzt, iiber die ,,sozialen und wirtschaftlichen Folgeprobleme der wachsenden
farbigen Einwanderung aus Commonwealth-Lindern* zu beraten.*’

Immer wieder wurde in den nun folgenden Diskussionen ein grundsitzliches
Dilemma konstatiert, bei dem vermeintlich die Interessen der Bevolkerung des

43 Working Party on Coloured People Secking Employment in the United Kingdom, 1951-
1953, PRO CO 1028/22; weiteres in LAB 26/226; LAB 26/259.

44 Vorsitz W.H. Comish (Innenministeirum); Berichte vom 10.07.1954 und vom 22.10.1954
in PRO CAB 124/1191; Protokolle auch in CO 1032/119; CO 1032/120.

45 Hansard, House of Commons Debates Bd. 532, 05.11.1954, col. 827, zit. bei Layton-Henry,
Immigration, S. 51.

46 Frank Newsham, Home Office, an Sir Thomas Lloyd, Colonial Office, 08.11.1954, PRO
CO 1032/120.

47 Protokolle und Berichte in PRO CO 1032/121; CO 1032/197; CO 1032/198; CO 1032/309;
DO 175/51; DO 35/7991.
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Vereinigten Ko6nigreiches denen einer britischen Weltmacht unversohnlich gege-
niiberstanden. Mit der Zuwanderung von Menschen anderer Hautfarbe wurde
eine Bedrohung des sozialen Friedens assoziiert, vor der die britische Bevolke-
rung geschiitzt werden miisse. Gleichzeitig sah man sich als liberales Mutterland
eines Empire und Commonwealth in der Pflicht, allen Angehorigen dieses Bun-
des offene Grenzen zu bieten. Dabei handelte es sich keineswegs nur um ein i-
deologisches Dilemma, sondern um konkrete Hindernisse, die den
Handlungsspielraum erheblich einschrinkten. Die Zuwanderer aus den Kolonial-
territorien sowie aus den jungen unabhingigen Staaten konnten von Rechts we-
gen nicht davon abgehalten wurden, die britischen Inseln zu betreten und sich
dort niederzulassen. Sie hatten als ,,Biirger der Kolonien und des Common-
wealth® nach einjahrigem Aufenthalt ein Recht auf die Ausiibung der Biirger-
rechte auf dem Territorium des Mutterlandes. Eine Reform dieser Bestimmungen
hiitte den vielbeschworenen Zusammenhalt im Empire gestort und die Kritik der
Commonwealth-Lander heraufbeschworen; das Projekt wurde immer wieder ver-
schoben. So blieb iiber Jahre hinweg diese Zuwanderung Thema von Sonderaus-
schiissen, ohne dass gesetzliche MaBnahmen ergriffen wurden. Doch die
Argumentation in den Protokollen der Ausschiisse zeigt, dass die britische Regie-
rung mit ihrer selbstgewihlten Beobachterrolle in dieser Frage nicht zufrieden
war.

Ansehen und Selbstbild

Auf die Politik gegeniiber der Zuwanderung hatten manche Ereignisse auf der
internationalen Biihne unmittelbaren Einfluss; sie bildeten jedoch auch einen
Hintergrund, der die Richtung politischen Handelns mitbestimmte. Unter dem
Eindruck des Korea-Krieges und dessen erwarteter Folgen wurde in Grof3britan-
nien die internationale Wanderung 1951 kurzzeitig als Entwicklungsproblem
eingeordnet, das nur in internationaler Zusammenarbeit in den Griff zu bekom-
men wire. Das Gefille des Lebensstandards zwischen Kolonien und Mutterland
sowie die Anziehungskraft des Sozialstaates wurden als Ursachen und Garanten
eines dauerhaften zukiinftigen Wanderungsstroms gesehen. Im Protokoll einer
Kabinettssitzung vom Januar 1951 hief8 es dazu weiter: ,,Das dauerhafte Problem,
was diese Wanderung darstellt, sei nicht auf die Wanderung aus den Kolonien
beschrinkt. Gerade hinsichtlich der Aufriistungsprogramme wire es moglich,
sollten die westeuropdischen Linder nicht in der Lage sein, zur Anhebung des
Lebensstandards in Siidostasien Unterstiitzung groBeren Umfangs zu leisten, dass
es Versuche von Massenauswanderung gebe, beispielsweise aus Indien und mog-
licherweise unter kommunistischem Einfluss“.** Nur eine Beteiligung der alten
Commonwealth-Mitgliedsstaaten an der Aufnahme dieser Zuwanderung, so das
Protokoll, kénne die Gefahr der Massenzuwanderung nach Grofbritannien lin-

48 Kabinettssitzung am 10.01.1951, Gen. 325/2nd Meeting, PRO MT 9/5463.
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dern.*’ Die Finanzressourcen in der Aufriistung gebunden, konnten nach diesem
Szenarium westeuropéische Linder keine Entwicklungshilfe in der Form leisten,
die fir eine Eindimmung der Wanderung notwendig gewesen wire. Im Hinweis
auf eine mogliche kommunistische Anregung der Massenmigration war die
Angst vor der Unkontrollierbarkeit der Wanderung ablesbar. Und wihrend der
eine, abhiéngige Teil des Empire/Commonwealth mit einer auswanderungsberei-
ten Bevélkerung plétzlich eine Bedrohung darstellte, wurde der andere, politisch
unabhéngige Teil als unverzichtbarer Partner fiir die britischen Interessen einge-
plant. Diese Ambivalenz ergab sich aus der Verunsicherung angesichts des welt-
weit schwindenden britischen Einflusses und prigte das Verhalten der Regierung
auch hinsichtlich der Einfiihrung einer Einwanderungsbeschriinkung. Der Biind-
nispartner USA erwies sich in dieser Situation als wichtiger Orientierungspunkt.

Im britischen Streben nach internationalem Gewicht und Ansehen spielte in-
nerhalb der britisch-amerikanischen Beziehungen auch die Auseinandersetzung
um die Beschrinkung der Zuwanderung eine Rolle. Britanniens weltweites Pres-
tige war in den Arbeitsgruppen ein zentrales Argument gegen die Einfiihrung
eines Einwanderungsgesetzes. 1954 wurde eine in ihren Absichten eindeutig als
diskriminierend zu erkennende Reform der Staatsbiirgerschaftsgesetzgebung
deswegen verworfen, weil sie dem Gehalt internationaler, vom Vereinigten Ko-
nigreich unterzeichneter Abkommen widersprochen und internationale Kritik
hervorgerufen hitte.® Auch die eigene Kolonialpolitik, offiziell geprigt vom
Gedanken der ,Partnerschaft zwischen den Rassen’ und der Abschaffung der
,Rassendiskriminierung’, hitte schlecht zusammengepasst mit der Einflihrung
einer diskriminierenden Zuwanderungsbeschriankung.’' Die britische Kolonialpo-
litik befand sich gerade in dieser Hinsicht unter Rechtfertigungsdruck gegeniiber
den Vereinigten Staaten, deren Forderung nach der Umsetzung demokratischer
Selbstbestimmung fiir die Bevolkerung der Kolonien in einigen afrikanischen
Territorien unter britischer Verwaltung auf den hartnickigen Widerstand einer
,weiflen’ Siedlerschicht stieB. Vor diesem Hintergrund erklirte sich das Bemii-
hen um eine anti-rassistische Reputation britischer Politik.

Die Verhiltnisse ethnischer Diskriminierung in den USA selbst wurden auch
als mogliche und erschreckende Zukunftsvision fiir Grobritannien beobachtet.
In englischen GroBstidten siedelten sich die Zuwanderer in den fiinfziger Jahren
in bestimmten Wohnbezirken an, deren Tendenz zu einer ethnischen Gettobil-
dung an die amerikanischen Grofstidte erinnerte und zu einem Vergleich mit
dieser Entwicklung herausforderte. So riefen Unruhen zwischen der Polizei und

49 Uberlegungen zur Ansiedlung in Kanada, aber auch in Ostafrika: C.P. (48)154, 18.06.1948,
u. EPC (48) 23rd Meeting, 15.06.48. PRO PREM 8/827.

50 PRO CO 1032/119, Report der Working Party to consider certain proposals to restrict the
right of British subjects from overseas to enter and remain in the United Kingdom,
10.07.1954.

51 PRO CO 1032/119, Swinton an Salisbury, 15.03.1954.
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Afro-Amerikanern in den USA im Vereinigten Konigreich groBes Interesse her-
vor. Angesichts der karibischen Einwanderung wurden Befiirchtungen laut, eine
dhnliche Entwicklung konne sich in den urbanen Zielpunkten der Einwanderer in
Grofbritannien wiederholen.*? Lord Salisbury, damals Lord President, befiirchte-
te im Jahre 1954, das Problem der Zuwanderung konne in zwei bis drei Jahrzehn-
ten ,quite unmanageable’ geworden sein, und ergénzte: ,.Es ist gut moglich, dass
wir mit einer sehr dhnlichen furchterregenden Diskussion konfrontiert sein wer-
den, wie sie jetzt den Vereinigten Staaten groBe Probleme bereitet.“>> Ein Jahr
spiter kam das Einwanderungskomitee des Kabinetts zu dem Ergebnis, dass die
Zuzanderung zu Rassismus, Gettobildung und sozialen Problemen fithren wer-
de.

Der siebenmonatige Omnibusboykott in Alabama, mit dem 1956 die Aufhe-
bung der Rassentrennung in 6ffentlichen Verkehrsmitteln erzwungen wurde, so-
wie die von Bundespolizisten eskortierten ersten afro-amerikanischen Schiiler
einer Schule in Arkansas erregten grofite 6ffentliche Aufmerksamkeit in Europa.
Die Vereinigten Staaten standen als Beispiel einer gescheiterten Integration vor
Augen und gaben damit in Groflbritannien Anlass zu Befiirchtungen hinsichtlich
der afro-karibischen Zuwanderung. Die amerikanischen Unruhen verstirkten
weltweit die Sensibilitit fiir Rassendiskriminierung und das Interesse der Offent-
lichkeit an diesem Thema. Regierung und Offentlichkeit in GroBbritannien waren
schockiert, als auch Unruhen in England zum Thema der Weltnachrichten wur-
den und das internationale Grofbritannien-Bild zu beschddigen drohten. Nach
Attacken von ,Weillen* auf ,Schwarze* in der englischen Stadt Nottingham und
im Londonder Einwandererviertel Notting Hill kam es zu heftigen Stralenkdmp-
fen.”> Der franzosische Botschafter in London, Jean Chauvel, telegrafierte bei-
spielsweise sofort nach Paris, um die Besorgnis der britischen Offentlichkeit iiber
die ,incidents d’origine raciale’ zu referieren.’® An den ersten britischen MaB-
nahmen zur gesellschaftlichen Integration der Zuwanderer, die in den sechziger
Jahrsqln umgesetzt wurden, war der Blick auf die Verhiltnisse in den USA ables-
bar.

Bis Mitte der fiinfziger Jahre war die Wanderungsbewegung aus der Karibik
auch Gegenstand von britisch-amerikanischen Gespriachen. In den britischen
Wanderungsausschiissen war es eine gern gesehene Tatsache, dass die amerika-
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nischen Siidstaaten zu den bevorzugten Zielen karibischer Wanderarbeiter gehor-
ten. Jede amerikanische Einreisebeschrinkung fiir karibische Arbeitskrifte be-
wirkte jedoch einen Anstieg der karibischen Zuwanderung nach Grofbritannien.
Als nach dem Zweiten Weltkrieg die Rekrutierung von Landarbeitern in der Ka-
ribik fiir die nordamerikanische Landwirtschaft nahezu eingestellt wurde, war
dies in Grofibritannien spiirbar. Von 1.200 in Kingston ausgesteliten Péssen im
ersten Halbjahr 1947 fir Personen mit Zielrichtung Vereinigtes Konigreich ge-
horte die Mehrzahl ehemals in den USA beschiftigten Landarbeitern. Umfang-
reiche Rekrutierungen flir amerikanische Farmen hatten 1943 auf der Basis von
bilateralen Vertrigen zwischen der US-Bundesregierung und den beteiligten ka-
ribischen Regierungen begonnen. Die Zahlen erreichten 1945 ihren Héhepunkt
mit insgesamt 32.517 Rekrutierungen, nach Kriegsende gingen die Beschifti-
gungsmoéglichkeiten jedoch rasch zuriick und die Anzahl der Vertragsverhiltnis-
se sank auf 6.227 im Jahr 1947; im selben Jahr wurde das Programm nach einem
Beschluss des amerikanischen Kongress’ offiziell eingestellt. Die fiir die Kolonie
verdienten Dollars der karibischen Arbeiter wurden im britischen Kolonialminis-
terium ausdriicklich begr[iBt.58 Das amerikanische Rekrutierungsprogramm wur-
de 1948 in der Arbeitsgruppe des Kolonialministeriums auch als Beispiel einer
erfolgreichen Vermittlung angeflihrt, als in GrofBbritannien iiber eine Rekrutie-
rung aus den Kolonien nachgedacht wurde.”” Einzelarrangements geringeren
Umfangs iibernahmen nach der Einstellung der erwdhnten Programme nur noch
einen kleinen Teil der wanderungswilligen karibischen Arbeitskrifte.

1952 begrenzte der McCarran-Walter Immigration Act auch diese Einwande-
rung aus der Karibik bis auf wenige Moglichkeiten saisonaler Vertragsarbeit. Die
Anzahl von zwei- bis dreitausend Arbeitern, die pro Jahr fiir die Vereinigten
Staaten rekrutiert worden waren, wurde mit diesem Gesetz auf 100 Personen je
karibisches Territorium reduziert.?’ In der Einschitzung verschiedener Arbeits-
gruppenberichte von 1953 und 1954 lenkte diese Maflnahme den Strom der
Westinder nach GroBbritannien.*! Der deutliche Anstieg der karibischen Zuwan-
derung nach GroBbritannien erfolgte jedoch erst 1954/55. Die USA galten bei
den britischen Einwanderungsexperten weiterhin auch als potenzielles Ventil fiir
den karibischen Arbeitskrifteiiberschuss. Von britischer Seite wurde nach dem
Erlass des McCarran-Walter-Act wiederholt versucht, die US-Zuwanderungs-
bedingungen fiir Commonwealth-Angehérige zu entschérfen oder die nicht aus-

58 Note by Mr. J.L. Keith on his visit to the West Indies, 11.09.1947. PRO CO 318/476/1.

59 Colonial Office Working Party on Employment in U.K. of Surplus Colonial Labour,
10.11.1948, PRO LAB 26/226.

60 Undatierter Bericht ,British West Indies’, PRO CO 1031/1847. Vgl. dazu auch Hall, Migra-
tion from the English-speaking Caribbean, S. 269.

61 Report of the Working Party on coloured people seeking employment in the United King-
dom, 17.12.53, S. 6, PRO CO 1032/119; Second Report of Working Party to consider pro-
posals to restrict the rate of British subjects from overseas to enter and remain in the United
Kingdom. O.D. [Ende Oktober 1954], PRO CAB 124/1191.
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genutzte britische Quote dafiir zu nutzen. Die amerikanischen Behorden verwie-
sen daraufhin auf die ,,wide-open spaces* einiger Commonwealth-Lénder.®* Uber
die Bereitschaft der amerikanischen Regierung zur Aufnahme groflerer Zahlen
karibischer Auswanderer machte sich der britische Botschafter in Washington
keine Illusionen. Die Rassenunruhen und die Aufhebung der Rassentrennung in
den Schulen hitten das Thema brisant werden lassen, berichtete er im August
1955, und eine Zulassung von Personen aus der Karibik unter der nicht voll aus-
genutzten Quote fiir GroBbritannien wire kaum zu erwarten, ,,da in der Tat ihre
Rasse ein Problem ist, das sich bei der Einwanderung von den Britischen Inseln
nicht stellt.“® So war die britische Regierung weiterhin allein mit dem Problem,
die unerwiinschte Einwanderung aus den Kolonien in einer Weise zu beschrin-
ken, die kein internationales Aufsehen erregen wiirde. Fiir die Angehérigen der
,weilen’ Commonwealth-Mitgliedsstaaten sollte zur Aufrechterhaltung guter
Beziehungen die Freiziigigkeit nicht beschnitten werden, eine gesetzlich festge-
legte Unterscheidung nach der Hautfarbe wiederum hitte bei den westlichen
Partnern zumindest Erstaunen hervorgerufen. Die Aufgabenstellung hief}, ein
diskriminierendes Gesetz zu formulieren, das als solches nicht erkennbar war.

Der Commonwealth Immigrants Act

Jahrelange Diskussionen waren der Zuwanderungsbeschrinkung, wie sie 1962
schlieBlich als Commonwealth Immigrants Act verabschiedet wurde, vorausge-
gangen.* Das Gesetz sah eine nach beruflicher Qualifikation und Bedarf gestaf-
felte Zulassungsbeschriankung fiir Einwanderer aus dem Commonwealth vor.
Ausgenommen waren Personen, die im Vereinigten Konigreich geboren waren
oder einen von britischen Behérden ausgestellten Pass besaflen. Die Empdrung
einiger Mitgliedsldnder des Commonwealth iiber die Verabschiedung der Zu-
wanderungsbeschrinkung 1962 zeigte deutlich, wie sehr diese Maflnahme an
Grundfesten des britischen Selbstbildes dieser Zeit riittelte. Innerhalb des Com-
monwealth wurde das Gesetz als tiefer Einschnitt in die Beziehungen zwischen
,Mutterland’ und Kolonien wie Commonwealth-Mitgliedslindern gewertet. Der
Entschluss zur Einwanderungsbeschriinkung kiindigte in den Augen seiner Kriti-
ker die Loyalitdt zum Empire auf.

Die Zuwanderungspolitik erwies sich bis zur Verabschiedung der Beschrin-
kung als Teil des Spannungsfeldes politischer Neuorientierung im Grofbritan-
nien der Nachkriegszeit. Der Ubergang von der kolonialpolitisch motivierten,
pauschalen Freiziigigkeit zur multi- und bilateralen Verhandlung oder auch der

62 R.P. Pinsent, AuBenministerium, an J.A. Steward, Kolonialministerium, 14.05.55.
CO0/1031/1847.

63 Confidential Letter vom 17.08.1955, PRO CO 1031/1847.

64 Dazu Dean, The Conservative Government and the 1961 Immigration Act, sowie Deakin,
The Politics of the Commonwealth Immigrants Bill, und Spencer, British immigration pol-
icy since 1939.
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einseitigen Festlegung des Zuwanderungsregimes war im Vereinigten Konigreich
erst im Zusammenhang mit den auBenpolitischen Weichenstellungen méoglich,
die auch von der Unabhingigkeitswelle der Jahre 1960-62 bedingt waren. In die-
sen Jahren erlangten Nigeria, Tanganyika, Uganda, vor allem aber die hier rele-
vanten Karibikstaaten Jamaika sowie Trinidad und Tobago die Unabhingigkeit,
Malaysia und Kenia folgten 1963. Bis Anfang der sechziger Jahre galt der tradi-
tionellen ,Empire‘-Bindung der politische Vorrang. Erst seit Ende der fiinfziger
Jahre setzte eine allmdhliche Verschiebung der Priorititen ein, als mit der Be-
schleunigung der Dekolonisierung die Unentschiedenheit der Nachkriegsjahre
beendet wurde. Die Aufldsung des Empires war besiegelt, und es war sogar zu
einer Orientierung in Richtung Kontinent gekommen. Damit war nicht nur die
Bedeutung der empfindlichen Commonwealth-Beziehungen relativiert, sondern
auch der Weg zu einem britischen Nationalstaat geebnet, der sich ohne groeren
Imageverlust nach auflen abgrenzen konnte. Erst durch diesen Orientierungs-
wechsel ist der Commonwealth Immigrants Act iberhaupt moglich geworden.



130 Imke Sturm-Martin

Quellen und Literatur

Public Record Office (PRO), London

CAB, CO, DO, HO, LAB, MT, PREM.

Archives diplomatiques, Ministére des affaires étrangéres (MAE), Paris
Série Europe

Banton, Michael, The police and immigrants in England, in: Les travailleurs
étrangers en Europe occidentale, hg. von Philippe J. Bernard, Den Haag 1976,
S. 399-416

Baringhorst, Sigrid, Einwanderung und multiethnische Gesellschaft, in: Léinder-
bericht GroBbritannien, Geschichte, Politik, Wirtschaft, Gesellschaft, hg. von
Kastendiek, Hans/Karl Rohe und Angelika Volle, Bundeszentrale fiir politi-
sche Bildung, Bonn 1994 (Schriftenreihe Bd. 327), S. 139-151

Carter, Bob/ Clive Harris und Shirley Joshi, The 1951-55 Conservative govern-
ment and the racialisation of black immigration, in: Immigrants and Minorities
6 (1987), S. 335-47

Carter, Bob/ Shirley Joshi, The role of Labour in creating a racist Britain, in:
Race and Class 25 (3), 1984, 53-70

Crowley, John/ Patrick Weil, Integration in theory and practice: A comparison of
France and Britain, in: West European Politics 17 (1994), S. 110-124

Deakin, Nicholas, The British Nationality Act of 1948: A brief study on the po-
litical mythology of race relations, in: Race XI (1969), S. 77-83

Deakin, Nicholas, The politics of the Commonwealth Immigrants Bill, in: Politi-
cal Quarterly 39 (1968), S. 25-45

Dean, Dennis, The conservative government and the 1961 Immigration Act: The
inside story, Race and Class 35,2 (1993), S. 57-74

Dean, Dennis W., Coping with colonial immigration, the Cold War and colonial
policy: the Labour government and black communities in Britain, 1945-1951,
in: Immigrants and Minorities 6 (1987), S. 305-334

Freeman, Gary, Immigrant labour and racial conflict in industrial societies: The
French and British experience 1945-1975, Princeton (N.J.) 1979

Frost, Diana (Hg.), Ethnic labour and British imperial trade: A history of ethnic
seafarers in the U.K., London 1995

Hall, Stuart, Migration from the English-speaking Caribbean to the United King-
dom, 1950-80, in: International migration today, hg. von Appleyard, Robert/
Christopher Stahl, 2 Bde., Paris 1988, Bd. 1, S. 264-310

Hansen, Randall A., The politics of citizenship in 1940s Britain: The British Na-
tionality Act, in: Twentieth Century British History 10 (1999), S. 67-95

Holmes, Colin, John Bull's island. Immigration and British society 1871-1971,
London 1988

Kay, Diana und Robert Miles, Refugees or migrant workers? European volunteer
workers in Britain 1946-1951, London 1992



Regierungspolitik in der Dekolonisationsphase 131

Layton-Henry, Zig, Immigration, in: Conservative party politics, hg. von Zig
Layton-Henry, London 1980, S. 50-74

Lunn, Kenneth, The British state and immigration, 1945-51: New light on the
Empire Windrush, in : Immigrants and Minorities 8 (1989), 161-174

Miles, Robert, The riots of 1958, notes on the ideological construction of “race
relations” as a political issue in Britain, in: Immigrants and Minorities 3
(1984)

Paul, Kathleen, “British Subjects” and “British Stock”: Labour's postwar imperi-
alism, in: Journal of British Studies 34 (1995), 233-76

Paulmann, Johannes, Staat und Arbeitsmarkt in GroBbritannien: Krise, Welt-
krieg, Wiederaufbau, Gottingen 1993

Peach, Ceri, The growth and distribution of the black population in Britain 1945-
1980, in: Demography of immigrants and minority groups in the United King-
dom, hg. von D.A. Coleman, London 1982, 23-42

Peach, Ceri, West Indian migration to Britain: A social geography, Oxford 1968

Pilkington, E., Beyond the mother country: West Indians and the Notting Hill
White Riots, London 1988

Porter, A.NN. und A.J.Stockwell, British imperial policy and decolonization,
1938-64, 2 Bde., London 1987 u. 1989

Rich, Paul B., Imperial decline and the resurgence of English national identity,
1918-1979, in: Traditions of intolerance: Historical perspectives on fascism
and race discourse in Britain, hg. von Tony Kushner/Kenneth Lunn Manches-
ter 1989, S. 33-52

Rose, E.J.B./et al., Colour and citizenship: A report on British race relations,
London 1969

Schoénwilder, Karen, Einwanderung und ethnische Pluralitit. Zur Rezeption des
gesellschaftlichen Wandels in GroBbritannien und der Bundesrepublik
Deutschland zwischen den spiten fiinfziger und den frithen siebziger Jahren,
Habilitationsschrift, Justus-Liebig-Universitit Gieflen, Fachbereich Sozial-
und Kulturwissenschaften 2000

Schonwilder, Karen, Land der Toleranz? Zur Reaktion der britischen Demokra-
tie auf Einwanderung und ethnische Pluralisierung nach 1945, in: Internationa-
le Migrationen und freiheitliche Demokratien, Jahrbuch Migration 1999/2000,
hg. von A. Schulte/ D. Thrinhardt, Osnabriick 1999, S. 213-235

Smith, Mark M., Windrushers and Orbiters: towards an understanding of the of-
ficial mind and colonial immigration to Britain, 1945-51, in: Immigrants and
Minorities 10 (1991), S. 3-18

Spencer, Ian R. G., British immigration policy since 1939: The making of multi-
racial Britain, London 1997

Sturm, Imke, Mental arithmetic and juggling with figures: statistics in French and
British policy towards colonial immigration in the 1950s, in: European Re-
view of History-Revue européenne d’Histoire 3 (1996), S. 199-212



132 Imke Sturm-Martin

Sturm-Martin, Imke, Zuwanderungspolitik in Grofbritannien und Frankreich: ein
historischer Vergleich 1945-1962, Frankfurt u. New York 2001

Welsh, David, The principle of the thing: the conservative government and the
control of Commonwealth immigration 1957-1959, in: Contemporary British
History 12 (1998), S. 51-79

Wurm, Clemens A., Die Integrations- und Europapolitik Frankreichs und Grof3-
britanniens seit 1945 im Vergleich, in: Nationalismus - Nationalititen - Supra-
nationalitit, hg. von Heinrich August Winkler und Hartmut Kaelble, Stuttgart
1993, S. 334-357



	Die britische Gesellschaft zwischen Offenheit und Abgrenzung: Einwanderung und Integration vom 18. bis zum 20. Jahrhundert
	Arbeitskreis Deutsche England-Forschung - Bd. 46

	Die britische Gesellschaft zwischen Offenheit und Abgrenzung: Einwanderung und Integration vom 18. bis zum 20. Jahrhundert

	Inhalt

	Vorbemerkung

	Offenheit und Abgrenzung: Großbritanniens Umgang mit Einwanderung und Minderheiten - Imke Sturm-Martin/Karen Schönwälder


	Quellen und Literatur

	Die Einwanderung nach Großbritannien in Vergangenheit und Gegenwart - Colin Holmes

	Quellen und Literatur
	Einige Schlussfolgerungen
	Unerwünschte Zuwanderer und institutioneller Rassismus: Zwei aktuelle Themen

	Erwünschte und unerwünschte Einwanderer: Die britische Einwanderungs- und Einbürgerungspolitik im 18. Jahrhundert - Margit Schulte Beerbühl


	Erwünschte Einwanderung: „People are the Riches of a Nation“

	Tabelle I: Naturalisation 1701-1800
	Armutsmigration und Armenförsorge
	Die Immigrationsgesetze der Napoleonischen Ära
	Tabelle II: Zahl der ausgewiesenen Ausländer 1793-1823
	Quellen und Literatur

	Grenzenloser Liberalismus? Die britische Einwanderungspolitik im 19. Jahrhundert - Andreas Fahrmeir

	Die Stellung von Ausländern in Kontinentaleuropa und Nordamerika
	Die Einbürgerungspolitik
	Migrationspolitik und Freihandel
	Migrationspolitik und Regierungssystem
	Das Profil der Einwanderer
	Indirekte Migrationskontrolle
	Quellen und Literatur

	Fremdenfeindlichkeit in Großbritannien: Ihr Aufstieg und Wandel ca. 1890 - 1920 - Panikos Panayi


	Ethnische Minderheiten in Großbritannien zwischen 1890 und 1920
	Einwanderungskontrolle, Internierungen, Propaganda, Gewalt: Formen der Fremdenfeindlichkeit in Großbritannien

	Die Internierung und Repatriierung von Ausländern im Ersten Weltkrieg
	Soziale und ökonomische Konflikte
	Bedrohungsvisionen und Rassismus
	Warum die Fremdenfeindlichkeit zunahm
	Die Bedeutung des Zeitraums zwischen 1890 und 1920
	Literatur

	Die Ethnie verschwindet nicht: Die Iren in Großbritannien im neunzehnten und frühen zwanzigsten Jahrhundert - Donald MacRaild


	Grundzüge der Geschichte der irischen Einwanderung
	Tabelle I: Die in Irland geborene Bevölkerung von England, Schottland und Wales, 1841-1921 (absolute Zahlen und Prozent der Bevölkerung)
	Feindseligkeit und Ausgrenzung
	Assimilation und das Verschwinden der Ethnie:Problematische Grundannahmen der Geschichtsschreibung
	Die Fortexistenz des Irischen in Großbritannien:Eine Herausforderung für die Forschung
	Literatur

	Liberale Tradition und internationales Image: Regierungspolitik in der Dekolonisationsphase - Imke Sturm-Martin

	Offenheit und Abgrenzung in der Nachkriegssituation
	Die Zuwanderung als Problem
	Ansehen und Selbstbild
	Der Commonwealth Immigrants Act
	Quellen und Literatur

	Abgrenzung und Integration: Die Politik der Labour-Regierungen zwischen 1964 und 1970 - Karen Schönwälder


	Die Begrenzung der „farbigen“ Einwanderung

	Die Motive der restriktiven Wanderungspolitik
	Gleichberechtigung und Integration
	Quellen und Literatur

	Von Scarman zu Stephen Lawrence - Stuart Hall


	Quellen und Literatur

	Die Autorinnen und Autoren



